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Langzeitbeschäftigungslosigkeit
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Anteil der Langzeitbeschäftigungslosen an allen Arbeitslosen, in Prozent
aktuellster verfügbarer Wert
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Inflation im
Euroraum
weiter negativ
Auch im Dezember sanken
die Verbraucherpreise.

Frankfurt. Die Verbraucherpreise
im Euroraum bleiben auch im
Dezember im Sinkflug. Binnen
Jahresfrist gingen die Preise um
0,3 Prozent zurück, so die euro-
päische Statistikbehörde Euro-
stat in einer ersten Schätzung.

Damit ist die Teuerungsrate
bereits den fünften Monat in
Folge negativ. Die Energiepreise
sanken im Dezember binnen
Jahresfrist um 6,9 Prozent. Die
Preise für Industriegüter ohne
Energie gingen um 0,5 Prozent
zurück. Dienstleistungen ver-
teuerten sich dagegen um
0,7 Prozent. Die Preise für un-
verarbeitete Lebensmittel zogen
um 2,1 Prozent an.

Viele Volkswirte rechnen
allerdings damit, dass die Zeit
der Minusinflation bald vorbei
ist. Grund für die negative Rate
im Dezember waren wie in den
Vormonaten vor allem die
Energiepreise. Auch im No-
vember, Oktober und Septem-
ber lag die Inflation bei minus
0,3 Prozent, „Die schwere Re-
zession im Euroraum hat auch
bei der Inflation Spuren hinter-
lassen“, kommentierte Com-
merzbank-Volkswirt Marco
Wagner die Daten. Die Inflation
werde aber in den nächsten
Monaten tendenziell wieder
steigen, da der starke Preis-
verfall bei Energie nach und
nach aus dem Vorjahresver-
gleich herausfalle. „Im Frühjahr
2021 dürfte sie wieder ein posi-
tives Vorzeichen aufweisen“,
glaubt er.

Anhaltend negative Infla-
tionsraten sind für die EZB ein
Problem, zumal die Konjunktur
bereits durch die zweite Welle
der Pandemie und die Eindäm-
mungsmaßnahmen gebremst
wird. Die Währungshüter stre-
ben eine Teuerungsrate von
knapp unter zwei Prozent an.
Dieses Ziel verfehlen sie aber
bereits seit Jahren. Erst im De-
zember beschloss die Noten-
bank neue Stützungsschritte für
dieWirtschaft. (Reuters)

Deutschland:
Mehr Aufträge
für Industrie
Bereits mehr Bestellungen
als im Februar 2020.

Berlin. Die Auftragsbücher der
deutschen Industrie haben sich
im November überraschend
den siebten Monat in Folge ge-
füllt. Das Neugeschäft wuchs
um 2,3 Prozent zum Vormonat,
teilte das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium mit. Ökonomen hat-
ten mit einem Rückgang von
1,2 Prozent gerechnet. Im Ok-
tober hatte es ein Plus von
3,3 Prozent gegeben.

Durch die Aufholjagd ist
das Vorkrisenniveau mittler-
weile merklich übertroffen wor-
den: Gemessen am Februar
2020, dem Monat vor Beginn
der Einschränkungen im Zuge
der Coronapandemie, liegen
die Bestellungen um vier Pro-
zent höher. (Reuters)

Economist
FREITAG, 8. JÄNNER 2021 15

Arbeitslose immer länger ohne Job
Arbeitsmarkt. Die Krise führt dazu, dass immer mehr Menschen immer länger in der
Arbeitslosigkeit verharren. Das hat dramatische Folgen – persönliche und volkswirtschaftliche.

VON JEANNINE HIERLÄNDER

Wien. Die Schließungen als Folge
der Pandemie haben die Arbeitslo-
sigkeit im Frühjahr 2020 in einem
nie gesehenen Ausmaß in die
Höhe katapultiert: binnen weniger
Wochen stieg die Zahl der Arbeits-
losen um fast 200.000 Personen.
Ende 2020 waren 521.000 Men-
schen in Österreich ohne Job, so
viele wie seit 1945 noch nie am
Ende eines Jahres. Diesen Sockel
abzubauen, wird für die Regierung
eine Herkulesaufgabe und in den
kommenden Jahren ein bestim-
mendes politisches Thema blei-
ben. Besorgt zeigen sich Experten
vor allem über die zunehmende
Dauer der Arbeitslosigkeit. „Es
zeigt sich immer mehr, dass es
kein kurzes Durchtauchen auf dem
Arbeitsmarkt geben wird“, sagt Dé-
nes Kucsera, Arbeitsmarktexperte
bei der Agenda Austria.

Die Pandemie treibt nicht nur
die Zahl der Arbeitslosen in die
Höhe, sondern verschiebt auch die
Struktur. Immer mehr Menschen
sind immer länger arbeitslos, wie
eine aktuelle Auswertung der
Denkfabrik zeigt. Menschen, die
im Oktober als arbeitslos registriert
waren, waren durchschnittlich be-
reits 250 Tage ohne Job. Das sind
um 40 Tage mehr als ein Jahr da-
vor. Im Vergleich mit den Daten
aus dem Jahr 2014 ist die Dauer
der durchschnittlichen Arbeitslo-
sigkeit um 134 Tage gestiegen. Sie
hat sich also binnen sechs Jahren
mehr als verdoppelt.

Das ist deshalb problematisch,
weil die Chancen auf einen Job mit
der Dauer der Arbeitslosigkeit
schwinden. Je länger jemand ohne
Job ist, desto schwieriger wird es,
einen neuen zu finden. Vor allem,
wenn noch weitere Erschwernisse
hinzukommen: Ein fortgeschritte-
nes Alter etwa oder gesundheitli-
che Einschränkungen.

Die Langzeitarbeitslosigkeit in
Österreich steigt aber nicht erst
seit der Coronakrise. Zwischen
den Jahren 2008 und 2019 hat sich
der Anteil der Langzeitbeschäfti-
gungslosen an allen Arbeitslosen

auf 33 Prozent verdoppelt. Diese
Statistik umfasst Personen, die
zwölf Monate oder länger arbeits-
los sind. Kürzere Schulungen oder
Kurzzeit-Jobs werden herausge-
rechnet. Im Jahresdurchschnitt
2020 stieg die Zahl der Langzeitbe-
schäftigungslosen um 18 Prozent
auf 116.727. Langzeitarbeitslosig-
keit abzubauen, ist langwierig und
teuer, sind sich Experten einig.

Schwierigkeiten für Ältere
In der aktuellen Krise spitzt sich
das Problem zu. Wegen der schwa-
chen Konjunktur werden viel we-
niger Stellen besetzt. Die Beschäf-
tigung ist voriges Jahr zum ersten
Mal seit 2009 gesunken. „Wir be-
finden uns in einer Verfestigungs-
situation“, sagt Helmut Mahringer,
Arbeitsmarktexperte am Österrei-
chischen Institut für Wirtschafts-
forschung (Wifo). Die Chancen je-
ner Arbeitslosen, die schon vor der
Krise keinen Job hatten, haben

sich noch einmal verschlechtert.
Darunter seien auch viele, die „un-
ter normalen Bedingungen einen
neuen Job gekriegt hätten“, sagt
Mahringer. Aber nun wegen der
Krise eben länger in der Arbeitslo-
sigkeit verharren – mit sinkenden
Chancen auf eine neue Arbeit.
Und gerade bei Menschen, die 50
Jahre oder älter sind, gehen die
Aussichten auf Arbeit mit jedem
Tag Arbeitslosigkeit weiter zurück.

Auch das Momentum-Institut
hat sich die Langzeitarbeitslosig-
keit näher angesehen. Der Großteil
der Langzeitarbeitslosen sei
männlich und verfüge lediglich
über einen Pflichtschulabschluss.
Die größte Gruppe unter den
Langzeitarbeitslosen seien über
55-Jährige, am zweitstärksten be-
troffen sind Menschen unter 25
Jahren. Alarmierend sei allerdings,
„dass seit Corona die höchsten Zu-
wachsraten mit 31 Prozent Men-
schen im Haupterwerbsalter zwi-

schen 25 und 44 Jahren aufwei-
sen“, heißt es in der Analyse. Als
Hauptgrund für die sich verfesti-
gende Langzeitarbeitslosigkeit seit
der Finanzkrise macht Studienau-
tor Oliver Picek die ökonomische
Stagnation ab 2011 aus. Auf eine
kurze Phase der Erholung nach der
Finanzkrise 2008/09 gab es meh-
rere Jahre mit sehr schwachem
Wachstum. Gleichzeitig drängten
immer mehr Menschen auf den
Arbeitsmarkt: etwa Ältere, Frauen,
aber auch Migranten aus den neu-
en EU–Mitgliedsländern imOsten.

Wirtschaftswachstum benötigt
Um Langzeitarbeitslosigkeit abzu-
bauen, braucht es vor allem eines:
Wirtschaftswachstum. Dann wird
das Angebot an Arbeitskräften
knapper, und Betriebe stellen auch
Menschen ein, die sie zunächst
nicht in Erwägung gezogen haben
– wie schlechter Ausgebildete, Äl-
tere und eben Langzeitarbeitslose.

Facebook undWhatsApp legen Daten zusammen
Internet. Ab Februar müssenWhatsApp-Nutzer ihre Daten an Facebook weitergeben. Die große Ausnahme ist die EU.

VON MATTHIAS AUER

Brüssel/Wien. Der amerikanische
Internetkonzern Facebook greift
nach den persönlichen Daten der
WhatsApp-Nutzer. Wer den be-
liebten Nachrichtendienst auch
nach dem achten Februar noch
nutzen will, muss einwilligen, sei-
ne Daten mit der WhatsApp-Mut-
ter Facebook zu teilen. In den al-
lermeisten Regionen der Welt wird
es dann keine Möglichkeit mehr
geben, diesem Datentransfer zu
widersprechen, wie aus den ak-
tualisierten Nutzungsbedingungen
und der neuen Datenschutzrichtli-
nie vonWhatsApp hervorgeht.

Dass Facebook auf die Daten
von WhatsApp-Nutzern zugreift,
ist nicht neu. Obwohl das soziale
Netzwerk den Wettbewerbshütern
bei der Übernahme 2014 hoch und
heilig versprochen hatte, die Un-
ternehmen getrennt zu halten, teil-

te WhatsApp ab 2016 bestimmte
Informationen, wie etwa die Tele-
fonnummer seiner Nutzer mit
Facebook. Facebook-Chef Mark
Zuckerberg hatte sein zentrales
Versprechen gegenüber den Kar-
tellwächtern gebrochen.

Millionenstrafe aus Brüssel
Die Europäische Union verhängte
deshalb eine Geldbuße von mehr
als hundert Millionen Euro gegen
Facebook. Intern hat die EU-Kom-
mission bereits im vergangenen
Jahr verfügt, dass WhatsApp auf-
grund mangelnder Datensicher-
heit nicht mehr als Kommunika-
tionsmittel verwendet werden darf
und die Mitarbeiter der Kommis-
sion stattdessen auf den Konkur-
renten Signal umsteigenmüssen.

Und auch den aktuellen Vor-
stoß von Facebook, weitreichende-
ren Zugriff auf die Daten der What-
sApp-Nutzer zu erhalten, konnte

die EU offenbar abfedern. Denn
nicht alle Nutzer des Nachrichten-
dienstes haben in den vergange-
nen Tagen die Nachricht erhalten,
dass sie der Verarbeitung ihrer
persönlichen Daten durch Face-
book zustimmen müssen, um den
Dienst weiterhin zu nutzen.

Alle WhatsApp-Nutzer inner-
halb der EU (sowie in den Efta-
Staaten Island, Liechtenstein, Nor-
wegen und der Schweiz) sind wei-
ter von der Europäischen Daten-
schutzgrundverordnung (DSGVO)
geschützt. Der Internetriese hat
zwar auch hier seine Nutzungsbe-
dingungen überarbeitet. Anders
als im Rest der Welt bleibt den EU-
Bürgern allerdings die „Opt-out“-
Möglichkeit erhalten. Die DSGVO
sieht vor, dass Nutzer ein Wider-
spruchsrecht haben müssen, so-
bald Daten, die nicht nur für den
Betrieb eines Dienstes erforderlich
sind, an Dritte weitergegeben wer-

den. „WhatsApp teilt weiter keine
Daten seiner Nutzer in der EU mit
Facebook“, sagt Robin Koch, Face-
book-Sprecher in Brüssel.

EU-Bürger können sich wehren
„Keine der Informationen, die
WhatsApp auf dieser Grundlage
weitergibt, dürfen für die eigenen
Zwecke der Facebook-Unterneh-
men verwendet werden“, heißt es
auch in der aktualisierten Daten-
schutzrichtlinie von WhatsApp in
Europa. Ohne Zustimmung darf
Facebook also die Daten der euro-
päischen Whats-App-Nutzer also
weiterhin nicht für Online-Marke-
ting oder die Verbesserung ande-
rer Facebook-Dienste verwenden.
Wer dem Unternehmen die Verar-
beitung seiner personenbezoge-
nen Daten untersagen oder seine
Daten löschen lassen will, kann
das per Mail machen unter objec-
tion.eu@support.whatsapp.com


